Abs.:

An das 

Amtsgericht Dresden

Berliner Str. 13

01067 Dresden

Antrag auf Feststellung der Rechtswidrigkeit

Hier: Funkzellenabfrage am 19.02.2011 in Dresden

In der oben genannten Angelegenheit beantrage ich, (Name, Vorname), (Adresse) festzustellen, dass die Maßnahme der Erhebung der Telekommunikationsverkehrsdaten und die Vollziehung der Maßnahme rechtswidrig waren.
Mit Schreiben vom (Datum) informierte die Staatsanwaltschaft Dresden mich darüber, dass die von mir genutzte Telefonnummer (Telefonnummer) anlässlich der Ereignisse im Zusammenhang mit dem Versammlungsgeschehen am 19.02.2011 in Dresden im Rahmen der Erhebung von Telekommunikationsverkehrsdaten am 19.02.2011 in Dresden (sog. Funkzellenabfragen) erfasst worden ist.

Die Daten wurden beim Landeskriminalamt Sachsen in dem Ermittlungsverfahren wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung, Az.: (…), aufgrund der Beschlüsse des Amtsgerichts Dresden, jeweils vom 25.02.2011, Az.: (…), Az.: (…) und Az.: (…), erhoben. Die Speicherung erfolgte mit Übersendung der Daten von den Providern wie folgt: Telekom am 28.02.2011, Vodafone am 01.03.2011 und 10.03.2011, E-Plus am 01.03.2011 und O2 am 10.03.2011.

Meine Bestandsdaten wurden ebenfalls erhoben.

Aus dem Schreiben kann ich nicht entnehmen, für welchen Bereich der Stadt Dresden und für welchen Zeitraum am 19.02.2011 die Funkzellenabfrage erfolgt.
Zum Nachweis habe ich das Schreiben der Staatsanwaltschaft Dresden vom (Datum) diesem Schreiben in Kopie beigelegt.
Gesetzliche Voraussetzung der Erhebung von Telekommunikationsverkehrsdaten nach § 100g StPO ist, dass bei Begehung einer erheblichen Straftat eine räumlich und zeitlich hinreichend bestimmte Bezeichnung der Telekommunikation, deren Verkehrsdaten erhoben werden sollen, erfolgt ist. Weiterhin darf die Erforschung des Sachverhaltes oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes des Beschuldigten auf andere Weise nicht aussichtsreich erscheinen bzw. wesentlich erschwert sein. Überdies muss die Anordnung der Maßnahme den Anforderungen des allgemeinen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes entsprechen.

Es ist davon auszugehen, dass diese Voraussetzungen im vorliegenden Fall nicht gegeben sind. 
Ausweislich des Berichts des Datenschutzbeauftragten sind die nicht-individualisierten Funkzellenabfragen am 19.02.2011 im Rahmen der Ermittlungen wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Vereinigung als rechtswidrig einzustufen. Die zeitlichen und örtlichen Ausmaße der Funkzellenabfragen seien nicht angemessen gewesen. Eine darüber hinausgehende Prüfung der Verhältnismäßigkeit der Maßnahme bei Anordnung sei nicht erkennbar. Ein Konzept zur Reduzierung der Daten auf das erforderliche Maß sei nicht vorhanden gewesen.

Im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Verhältnismäßigkeitsabwägung wurde den durch die Funkzellenabfrage herbeigeführten Grundrechtseingriffen nur mangelhaft Rechnung getragen.

Durch die Funkzellenabfrage wurde in das Fernmeldegeheimnis (Art. 10 GG, Art. 27 SächsVerf.), die Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG, Art. 23 SächsVerf.), die Vereins- und Koalitionsfreiheit (Art. 9 GG, Art. 24, 25 SächsVerf.), die Religionsfreiheit (Art. 4 GG, Art. 19 SächsVerf.) und die Pressefreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG, Art. 20 SächsVerf.) eingegriffen. Ob diese, mit der Funkzellenabfrage einhergehenden Grundrechtseingriffe, im Rahmen der Verhältnismäßigkeitserwägung beachtet und mit dem zu erwartenden Ermittlungserfolg hinreichend abgewogen worden sind, kann anhand des Benachrichtigungsschreibens der Staatsanwaltschaft Dresden meinerseits nicht nachvollzogen werden.
Es ist daher davon auszugehen, dass die Anordnung der Verkehrsdatenerhebung aufgrund der Unverhältnismäßigkeit der Maßnahme rechtwidrig war. 

Daher beantrage ich, dies gerichtlich festzustellen.
